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The Platform Group AG 
Am Falder 4 
40589 Düsseldorf 

 

 Unser Zeichen Ihr Zeichen Ort, Datum 

KS-303-25       Berlin, 24.07.2025 

The Platform Group AG – äußerungsrechtliche Beratung 
Veröffentlichungen manager magazin 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
im Rahmen unseres Mandatsverhältnisses mit der The Platform Group 
AG sind wir als eine der führenden Kanzleien im Medienrecht, die für ihre 
Expertise im Presse- und Äußerungsrecht bekannt ist, beauftragt worden, 
die Artikel des manager magazin über unsere Mandantin in den 
Ausgaben 10/2024, 6/2025, 8/2025 und einen Podcast vom 13.06.2025 
nach deren Veröffentlichung auf Verletzungen des 
Unternehmenspersönlichkeitsrechts unserer Mandantin zu prüfen. 
 
Unsere Prüfung hat ergeben, dass die angeführten Veröffentlichungen 
rechtswidrig sind und unsere Mandantin in Ihren 
Unternehmenspersönlichkeitsrechten verletzen. 
 
Unsere Mandantin hat uns darüber informiert, dass die Berichterstattung 
des manager magazins in Bezug auf eine Vielzahl von Sachverhalten von 
Fehlvorstellungen ausgeht und die behaupteten Darstellungen nicht 
zutreffen. Diese Falschdarstellungen hat unsere Mandantin in einer 
Stellungnahme zusammengefasst.  
 
Die Veröffentlichung und Verbreitung von unwahren 
Tatsachenbehauptungen gehören jedoch zu den gravierendsten 
Beeinträchtigungen der Persönlichkeit. Das manager magazin kann sich 
im Hinblick auf die Veröffentlichung und Verbreitung von unwahren 
Tatsachenbehauptungen auch nicht auf den Schutz der Meinungs- und 
Pressefreiheit gemäß Artikel 5 berufen. Denn unrichtige Informationen 
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sind trotz der Äußerungsfreiheit kein schutzwürdiges Gut, sie vermögen der 
verfassungsrechtlich vorausgesetzten Aufgabe zutreffender Meinungsbildung nicht zu 
dienen (BGH NJW 1981, 2117; NJW 1982, 2246). 
 
Weiter hat unsere Prüfung ergeben, dass die Veröffentlichungen des manager magazins 
rechtswidrig sind, da die Grundsätze an eine zulässige Verdachtsberichterstattung nicht 
eingehalten wurden. 
 
In den Veröffentlichungen übt das manager magazin Kritik und stellt Verdächtigungen in 
Bezug auf das Geschäftsmodell unserer Mandantin auf. Um die Voraussetzungen zu 
erfüllen, die nach ständiger Rechtsprechung an eine Verdachtsberichterstattung zu 
stellen sind, hätte das manager magazin unserer Mandantin im Rahmen einer 
ausreichenden Gelegenheit zur Stellungnahme mit sämtlichen Vorwürfen konfrontieren 
müssen, um ihr zu ermöglichen substantiiert Stellung zu nehmen (BGH NJW 1996, 1131, 
1134; OLG Karlsruhe Beschluss v. 16.04.2015, Az. 6 W 84/14; OLG Köln Urt. v. 
05.06.2012, Az. 15 U 15/12 Rn. 22; LG Köln Beschluss v. 27.11.2013, Az. 28 O 469/13).  
 
Unsere Mandantin hat uns darüber informiert, dass ihr im Vorfeld der angeführten 
Veröffentlichungen keine ausreichende Gelegenheit eingeräumt wurde, dezidiert auf die 
erhobenen Vorwürfe einzugehen.  
 
Schließlich enthält die Berichterstattung des manager magazins ehrabträgliche 
Äußerungen in Bezug auf unsere Mandantin, die nicht von der Meinungsfreiheit gedeckt 
sind. 
 
Zusammenfassend sind die angeführten Veröffentlichungen rechtswidrig, da sie unsere 
Mandantin in ihrem Unternehmenspersönlichkeit verletzen. Wir haben unserer 
Mandantin daher empfohlen, presserechtlich gegen die rechtswidrigen Darstellungen 
des manager magazins vorzugehen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Kerstin Schmitt 
Rechtsanwältin 
 
 


